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Der Verteidiger (Mandatsübernahme)

Lit.: 
- Burhoff, Handbuch für das strafrechtliche Ermittlungsverfahren, 4. Aufl. 2006; 
- Gubitz, Der Anwalt als Strafverteidiger im Ermittlungsverfahren, JA 2007, 210. 
Mandatsübernahme Wahlverteidigung

Grundlagen: 

- § 137 StPO: Beschuldigter kann in jedem Verfahrensstadium (bis zu drei) Verteidiger beauftragen;

- § 138: gewählt werden können Rechtsanwälte und „Rechtslehrer“ (dazu Meyer-Goßner § 138 Rn. 4); sonstige nur mit Genehmigung des Gerichts (§ 138 Abs. 2 StPO). 

- Aus § 49b BRAO - Unzulässigkeit des Gebührenverzichts des Verteidigers - folgt die Entgeltlichkeit des Verteidigervertrags; es handelt sich (damit) um einen Geschäftsbesorgungsvertrag (§§ 611, 675 ff. BGB), der durch Annahme des Mandats zustande kommt und durch Kündigung durch den Mandanten oder den Verteidiger – allerdings nicht zu „Unzeit“! – beendet wird (Kindhäuser, StPO § 7 Rn. 21). 

I.  Entscheidung über die Mandatsübernahme:
a) Beachtung gesetzlicher Vorschriften, die der Mandatsübernahme entgegenstehen könnten:

- § 137 Abs. 1 S. 2: bei Dreier-Sozietät und „Bestellung der Sozietät“ werden alle Sozien bestellt; bei größerer Sozietät maximal drei. 

- § 356 StGB (Parteiverrat bspw. durch Übernahme der Verteidigung eines früheren Zeugen im Verfahren wg. § 154 StGB und Vertretung des Verurteilten im Wiederaufnahmeverfahren; vgl. BGHSt 5, 301). 

- § 146 StPO (Verbot der Mehrfachverteidigung): In Bezug auf eine prozessuale Tat (§ 264 StPO) darf der Verteidiger niemals – also auch dann nicht, wenn getrennte Verfahren geführt werden! – mehrere Beschuldigte vertreten (§ 146 S. 1 StPO); bei Verstoß ist Mandatsübernahme nichtig (Burhoff, Hdb für das Ermittlungsverfahren, Rn. 983)! Innerhalb eines Verfahrens („Verfahrensidentität“) darf der Verteidiger nur einen Beschuldigten vertreten; eine sukzessive Mehrfachverteidigung ist dagegen zulässig (§ 146 S. 2 StPO):

Instrukt. Beispiel bei Volk StPO § 11 Rn. 38 (nach OLG Stuttgart NStZ 1990, 542): RA R hatte einen von zwei Mittätern verteidigt; dieser hatte das Urteil rechtskräftig werden lassen und das Mandatsverhältnis beendet. Der andere Mittäter hatte dagegen Berufung eingelegt und will sich jetzt durch R vertreten lassen. Mandatsübernahme ist gem. § 146 S. 2 StPO möglich, jedoch besteht Strafbarkeitsrisiko bzgl. § 356 StGB. 
Des Weiteren:

- § 43a Abs. 4 BRAO: „Der Rechtsanwalt darf keine widerstreitenden Interessen vertreten“. 

- § 3 BerufsO: 
„(1) Der Rechtsanwalt darf nicht tätig werden, wenn er eine andere Partei in derselben Rechtssache im widerstreitenden Interesse bereits beraten oder vertreten hat …“.
(2) Das Verbot des Abs. 1 gilt auch für alle mit ihm in derselben Berufsausübungs- oder Bürogemeinschaft gleich welcher Rechts- oder Organisationsform verbundenen Rechtsanwälte. Satz 1 gilt nicht, wenn sich im Einzelfall die betroffenen Mandanten in den widerstreitenden Mandaten nach umfassender Information mit der Vertretung ausdrücklich einverstanden erklärt haben und Belange der Rechtspflege nicht entgegenstehen. Information und Einverständniserklärung sollen in Textform erfolgen.“
b) besondere Umstände, die der Mandatsübernahme entgegenstehen können (instrukt. Burhoff, Hdb für das Ermittlungsverfahren, Rn. 1654 ff):
- eigene Kompetenz / vorhandene Büroressourcen; liegen erkennbar erforderliche Spezialkenntnisse (Wirtschaftsstrafsachen etc.) wirklich hinreichend vor? Kann mein Büro das zu erwartende Verfahren tatsächlich bewältigen? 

- Bereitschaft mit dem Mandanten zusammenzuarbeiten; (P) insbes. Verteidigung des Mandanten bei internem Geständnis; des Weiteren: Abneigung des Verteidigers gegen bestimmte Personengruppen (Burhoff, Hdb für das Ermittlungsverfahren, Rn. 1654: bspw. Alkoholiker, Zuhälter, Prostituierte, Anhänger bestimmter politischer Richtungen etc.). Indes gilt die Unschuldsvermutung, Art. 6 Abs. 2 EMRK.
Bei grdsl. Tendenz zur Mandatsübernahme weitere Abklärung der Situation: 
- ggf. nur „Annahme unter Vorbehalt“: bei Zweifeln an der Darstellung des Mandanten kann es angezeigt sein, mit dem Mandanten zu erklären, dass das Mandat ggf. nach erfolgter Akteneinsicht niedergelegt wird (Burhoff Hdb für das Ermittlungsverfahren Rn. 1658).

(P) in diesen Fällen, dass sich RA als Verteidiger bestellen lassen muss, um Akteneinsicht zu erhalten (§ 147 StPO). 
- Klärung, ob schon ein anderer Verteidiger tätig war/ist; ggf. sind § 15 Abs. 1 u. 2 BORA zu beachten, wenn Verteidiger neben anderem Anwalt tätig werden soll o. dessen Mandat übernommen werden soll. 
- Klärung der Honorarfrage; grdsl. maßgeblich sind die gesetzlichen Gebühren nach Teil 4 VV RVG; Alternative: Honorarvereinbarung, zu beachten ist dabei § 49b Abs. 2 BRAO (Verbot eines Erfolgshonorars). Der Verteidiger kann sich einen Vorschuss zahlen lassen (§ 9 RVG). (P) im Kontext der Honorierung ist Strafbarkeitsrisiko bzgl. § 261 StGB.
Praktische Umsetzung der Entscheidung für die Mandatsübernahme:

Zivilrechtlich ist Beauftragung des Verteidigers/Annahme des Mandats Abschluss eines Geschäftsbesorgungsvertrages, der durch Angebot (des Mandanten) und Annahme zustande kommt. Praktisch erfolgt der Vertragsschluss idR. durch Unterzeichnung der Vollmacht durch den Mandanten (Burhoff Hdb für das Ermittlungsverfahren Rn. 1652).

Zu beachten ist § 44 BRAO (unverzügliche Anzeige der Nichtannahme bei SchE-Drohung), wenn festgenommener Beschuldigter bei der Polizei den RA als gewünschten Wahlverteidiger benennt, dieser das Mandat aber nicht annehmen will. 

II.  Akteneinsicht!

III.  Definition eines Verteidigungsziels: 
Nach Akteneinsicht kann Verteidigungsziel/-strategie bestimmt werden: Freispruch-/Schuldspruchverteidigung oder Strafmaßverteidigung (vgl. Gubitz JA 2007, 212).
Im Rahmen einer Strafmaßverteidigung sind insbes. folgende Regelungen zu berücksichtigen (vgl. Gubitz JA 2007, 213):

- § 32 Abs. 2 Nr. 5a BZRG: keine Aufnahme von Geldstrafen bis 90 TS, soweit keine Voreintragung;

- § 32 Abs. 2 Nr. 5b BZRG: keine Aufnahme von Freiheitsstrafen bis drei Monaten, soweit keine Voreintragung;

- § 32 Abs. 2 Nr. 6 BZRG bzgl. Taten mit BtM-Abhängigkeitshintergrund;

- § 48 BBG: automatisches Ende des Beamtenverhältnisses bei Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr. 
